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Ulrich K. Preuß 

Politische Ordnung 
und wahrscheinliches Wissen 

Unter den politischen Ordnungsproblemen der absehbaren Zukunft 
werden die rechtliche Institutionalisierung von Erkenntnisungewißheit 
und die Herausbildung politischer und rechtlicher Prozeduren für den 
Umgang mit dem Streit über „richtiges" Wissen eine zunehmende Be-
deutung gewinnen. Die in den letzten Jahren ausführlich geführte Dis-
kussion über die Grenzen der politisch-administrativen Steuerung gesell-
schaftlicher Prozesses  hat zwar u. a. die Komplexität der gegenwärtigen 
Gesellschaft „als Schranke der politischen Planung" entdeckt, sich je-
doch wenig mit den spezifischen Folgen unzulänglichen Wissens für die 
Regelung gesellschaftlicher Lebensbereiche beschäftigt, ganz zu schwei-
gen von den moralischen Implikationen eines in beispielloser Geschwin-
digkeit voranschreitenden Wissens und seiner technischen Verwendung. 
Es ist natürlich allenthalben bekannt, daß wir z. B. über die Folgen be-
stimmter chemischer, biologischer oder physikalischer Einwirkungen 
auf die Umwelt, insbesondere über die kumulativen Effekte der ver-
schiedensten Emissionen auf das Ökosystem, nur unzulänglich infor-
miert sind und sich verläßliche Kausalaussagen möglicherweise über-
haupt nicht treffen lassen. Hinsichtlich der schädlichen Wirkungen ioni-
sierender Strahlen auf die menschliche Gesundheit, die als Folge der 
staatlichen Zulassung der Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung 
entstehen können, hat das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich auf 
die Grenzen des menschlichen Erkenntnisvermögens hingewiesen und 
die daraus resultierende Ungewißheit als „sozial-adäquate Last" be-
zeichnet, die von allen Bürgern zu tragen seit. Ebensowenig mangelt es 
an Problembewußtsein für die moralischen Implikationen der Entwick-
lung z. B. der Gentechnologie, auch wenn es keine einhellige Antwort 
auf die Frage gibt, wo und mit welchen Gründen ihrem weiteren Fort-
schritt Schranken gesetzt werden sollen3. 

Das Bewußtsein einer kognitiven und moralischen Ungewißheit ist 
m. a. W. durchaus verbreitet. Weitgehend ungeklärt aber ist deren Sta-
tus im System verfassungsrechtlich geordneter politischer Herrschaft. 
Vorschläge, die verfassungsrechtlich gewährleistete Freiheit der Wissen- 
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schaft gesetzlichen Beschränkungen zu unterwerfen, für besonders risi-
kobehaftete Forschungen Informationspflichten vorzusehen4  oder ganz 
allgemein Wissenschaftler zu verpflichten, „die gesellschaftlichen Folgen 
wissenschaftlicher Erkenntnis mitzubedenken"5, berühren das Problem 
allenfalls an der Oberfläche. Denn sie beschränken sich auf den — in sei-
nem Erfolg zudem zweifelhaften — Versuch, die Konsequenzen eines 
Freiheitsgebrauchs zu kontrollieren, dessen theoretische Voraussetzun-
gen fragwürdig geworden sind. Im folgenden werde ich mich zunächst 
mit dem traditionellen verfassungsstaatlichen Umgang mit kognitiver 
Ungewißheit beschäftigen (I.), sodann einen Blick auf das Problem der 
Ungewißheit im Zusammenhang mit moralisch relevanten Entscheidun-
gen werfen (II.) und anschließend einige Tendenzen der Moralisierung 
von Erkenntnisungewißheit beschreiben (III.). Im IV. Abschnitt erin-
nere ich an eine historische Kontroverse, in der die Beziehung zwischen 
epistemologischer Ungewißheit und sozialer Unsicherheit erstmals the-
matisiert worden ist, um in einer abschließenden Bemerkung zwei Argu-
mente für die gegenwärtige Aktualität dieser Auseinandersetzung zu er-
örtern (VI.). 

I. Die verfassungsstaatliche Begründung von Ungewiß-
heit — Wissenschaftsfreiheit 

Der moderne westliche Verfassungsstaat kann das Urheberrecht für eine 
ganz ungewöhnliche und folgenreiche Erfindung reklamieren Ihm ist es 
gelungen, aus den durch die wissenschaftliche Revolution des 17. Jahr-
hunderts ausgelösten Umwälzungen der Beziehung zwischen Wissen und 
Gesellschaft6  institutionelle Konsequenzen zu ziehen, die bis auf den 
heutigen Tag Geltung haben: die grundrechtliche Gewährleistung der 
Freiheit der Wissenschaft. Erst sie schuf im Verein mit ihren institutio-
nellen Verwirklichungsformen in Gestalt von Universitäten, Akade-
mien, wissenschaftlichen Gesellschaften, Instituten und Laboratorien ei-
nen Raum experimentellen wissenschaftlichen Denkens, für den Unzu-
länglichkeit und Ungewißheit wissenschaftlicher Erkenntnis konstitutiv 
waren und in dem der wissenschaftliche Irrtum nicht länger als Sünde 
oder als Verbrechen sanktioniert wurde, sondern geradezu als treiben-
des Motiv für die Erweiterung des Wissens und damit des wissenschaftli-
chen Fortschritts insgesamt fungierte. Dem war eine lange und wechsel-
volle Geschichte der Emanzipation der Erkenntnissuche aus ihrer Unter-
werfung unter religiöse und politische Autoritäten vorangegangen, die 
ihre Herrschaftsansprüche auf das Monopol eines einzig richtigen Heils- 
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und Gemeinwohlwissens gründeten und deren Machtstellung daher 
durch erkenntniskritische Zweifel an jedweder Wahrheitsgewißheit ganz 
unmittelbar bedroht wurde. Paradoxerweise sollte es nun aber gerade 
die rechtliche Institutionalisierung einer ihren eigenen Gesetzen folgen-
den erkenntniskritischen Wissenschaft werden, die dazu führte, daß sie 
ihre potentielle Gefährlichkeit für die Stabilität der politischen Ordnung 
weitgehend verlor. 

Was geschieht, wenn ein Regime darauf verzichtet, eine institutionelle 
Ordnung der Beziehung zwischen kritischer Wissenschaft und Politik 
herzustellen, läßt sich am Schicksal des Ancien régime ablesen. Wie Ko-
selleck gezeigt hat, hatte sich die Abdrängung der in der Tradition der ex-
perimentellen Wissenschaft stehenden aufgeklärten Kritik in die unpoli-
tische Sphäre der bürgerlichen Salons, der geheimen Gesellschaften und 
der Gelehrtenrepublik vor allem deshalb als fatal erwiesen, weil der ab-
solutistische Staat den zunächst unpolitischen und im Namen einer uni-
versalistischen Moral auftretenden Forderungen der kritischen Vernunft 
am Ende wehrlos ausgeliefert war'. Die Wucht der Kritik lag weniger „in 
dem moralischen Urteilsspruch als solchem" als in der Herausbildung ei-
ner Instanz, die das reine Prinzip der Kritik auch gegenüber dem Staat 
verkörperte, ohne ihrerseits der Logik und der Verantwortung der Poli-
tik unterworfen zu sein'. 

Im Lichte dieser historischen Erfahrung mit der „indirekten Gewalt-
nahme" (Koselleck) durch die Wissenschaft bedeutet die Konstitutiona-
lisierung der Freiheit der Wissenschaft im Ergebnis so etwas wie ihre po-
litische Zähmung. Mit ihrem Charakter als unabgeschlossener Prozeß 
der Wahrheitssuche wäre es unvereinbar gewesen, ihr die Qualität einer 
mit Verbindlichkeit sprechenden Autorität zuzuweisen, obwohl eben 
dies notwendig gewesen wäre, um sie unter den Zwang verantwortlichen 
Handelns zu setzen. Autorität verlangt Rechenschaft und Verantwor-
tung, und wenn diese mit der Rücksichtslosigkeit der Wahrheitssuche 
und der Kritik unvereinbar sind, so mußte man der Wissenschaft ihre 
Autorität nehmen. Sie war ihr in Frankreich ja erst dadurch zugewach-
sen, daß sie im politischen Universum des Absolutismus keinen institu-
tionellen Ort erhalten hatte, der eine Grenze gegenüber dem politischen 
Raum — und damit ein Hindernis gegen die Identifizierung von Wahrheit 
und Politik — gesetzt hätte. Das geschieht dann in der französischen De-
klaration der Menschen- und Bürgerrechte. Hier wird die „freie Mittei-
lung der Gedanken und Meinungen" als eines der „kostbarsten Men-
schenrechte" proklamiert, jedoch unter den „Vorbehalt der Verantwort-
lichkeit für den Mißbrauch dieser Freiheit in den durch das Gesetz be-
stimmten Fällen" gestellt. 

Mit dieser Institutionalisierung als gesetzlich beschränkbares Frei- 
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heitsrecht ist die Wissenschaft in die Sphäre der politisch räsonierenden, 
aber nicht selbst politische Autorität und Souveränität beanspruchenden 
Öffentlichkeit entlassen — institutionell ist sie nun im Bereich individuel-
ler Freiheit angesiedelt. Sie entgeht dadurch der Zumutung von Verant-
wortlichkeiten für die gesellschaftlichen, politischen und nicht zuletzt 
auch religiösen Folgen ihrer Erkenntnisse und findet damit die ihrem in-
neren Gesetz angemessene rechtlich-institutionelle Form; denn nach ih-
rem eigenen, im 17. Jahrhundert herausgebildeten Selbstverständnis 
verkündet sie keine unumstößlichen Gewißheiten, sondern erzeugt le-
diglich wahrscheinliches, unter dem Vorbehalt des Irrtums und der Un-
vollständigkeit stehendes Wissen. Sie bleibt kritische Instanz, aber ihr 
Beitrag zur gesellschaftlichen Ordnung beruht auf dieser Differenz zwi-
schen dem Bereich verbindlicher autoritativer politischer Entscheidung 
und der Sphäre verantwortungsentlasteter individueller Freiheit. Die 
Befreiung der Wissenschaft von kirchlicher Bevormundung und staatli-
cher Instrumentalisierung, die konstitutionell in Deutschland erst im 
Laufe des 19. Jahrhunderts vollzogen wird, bezeichnet daher nur die eine 
Seite der Freiheit der Wissenschaft. Ihre Kehrseite liegt in der institutio-
nellen Besonderheit der Wissenschaft gegen die anderen Sphären der 
Gesellschaft, insbesondere die der Politik. Nicht nur wird sie selbstbe-
züglich, insofern sie allein nach den von ihr selbst herausgebildeten me-
thodischen Kriterien Erkenntnis erzeugt, sondern sie wird auch „selbst-
verantwortlich" in dem Sinne, daß ihre Erkenntnisse und Wahrheitsbe-
hauptungen nur für sie selber gelten und nach ihren eigenen Maßstäben 
bewertet, für richtig oder falsch angesehen werden. Dies wiederum er-
höht ihre Fähigkeit zu „riskanten", d. h. dem Risiko des Irrtums ausge-
setzten, aber auch die Chance zu revolutionären Erkenntnisdurchbrü-
chen eröffnenden Forschungsvorhaben, so daß die Gesellschaft einer-
seits vor den Irrtümern der Wissenschaft geschützt ist, andererseits an 
dem Fortschritt des Wissens teilhat; sie kann sich gewissermaßen das 
Wissen, das vielfach erprobt worden ist und den Prozeß der wissenschaft-
lichen Selbstkritik bestanden hat, aneignen und im übrigen den wissen-
schaftlichen Erkenntnisprozeß sich selbst überlassen10  

Der liberale Verfassungsstaat hat mit dem an sich beunruhigenden 
Phänomen der Erkenntnisungewißheit nicht nur seinen Frieden ge-
macht, sondern, weit darüber hinaus, einen in der bisherigen Mensch-
heitsgeschichte beispiellosen Zuwachs an theoretischem und operativem 
Wissen erworben, das zur Grundlage der ökonomischen Vormachtstel-
lung jener Staaten geworden ist, die sich — mit Modifikationen — dieses 
Prinzips der institutionellen Besonderung der Wissenschaft als Freiheits-
recht bedient haben. Man kann nicht sagen, daß dieses Prinzip über-
haupt nur in einem liberalen Verfassungsstaat verwirklicht werden kann, 
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denn der Staat, in dem es gewissermaßen erfunden und in dem sein Erfin-
der für kurze Zeit Minister war, das Preußen des beginnenden 19. Jahr-
hunderts, war zu jener Zeit alles andere als ein liberaler Verfassungs-
staat. Dennoch gibt es offenbar eine enge strukturelle Affinität zwischen 
diesem politischen Herrschaftstypus, der auf die Prätention unumstößli-
cher politischer Wahrheiten verzichtet, und einer Wissenschaft, die ih-
rerseits nicht mehr als bloß wahrscheinliches Wissen zu erzeugen bean-
sprucht. 

Wenn Humboldt den Staat darauf verpflichten wollte, „die Wissen-
schaft als etwas noch nicht ganz Gefundenes und nie ganz Aufzufinden-
des zu betrachten", folglich die wissenschaftlichen Anstalten „die Wis-
senschaft immer als ein noch nicht ganz aufgelöstes Problem behandeln 
und daher immer im Forschen bleiben" müßten", so entspricht diese 
Auffassung dem modernen, reflexiv gewordenen Wissenschaftsver-
ständnis, das sich seines eigenen Fortschritts und dessen Bedingungen 
bewußt ist und daher den Erkenntnisfortschritt planen kann12. Zugleich 
aber fordert diese Wissenschaftsauffassung die Einsicht des Staates, daß 
er mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln der Macht den Prozeß 
fortschreitender Erkenntnis „nicht... bewirkt noch bewirken kann, ja, 
daß er vielmehr immer hinderlich ist, sobald er sich hineinmischt, daß die 
Sache ohne ihn unendlich viel besser gehen würde"13. Während Hum-
boldt noch an die Einsicht des absolutistischen Staates appellieren 
mußte, um ihm eine „wissenschaftsadäquate" Organisation abzutrotzen, 
kann der liberale Verfassungsstaat — jedenfalls idealiter — eine zwanglose 
innere Beziehung zwischen dem unabgeschlossenen, notwendig irrtums-
behafteten Wissenschaftsprozeß und seiner ihm durch das Recht bereit-
gestellten Institutionalisierung herstellen. Was epistemologisch die 
Wahrheit ist, ist in der politischen Sphäre das Gemeinwohl. Der liberale 
Verfassungsstaat leugnet die Möglichkeit, daß das Gemeinwohl objektiv 
erkennbar und mehr als eine regulative Idee sei; nach seiner inneren Lo-
gik kommt es im glücklichen Falle allenfalls als aggregiertes und stets re-
visibles Ergebnis einer großen Zahl individueller Präferenzentscheidun-
gen seiner Bürger zustande, und folglich gründet er seine Autorität auch 
auf die in Wahlpräferenzen ausgedrückte empirischen Zustimmungsakte 
seiner Bürger. Die individuellen Freiheitsrechte der Bürger sind ihrer-
seits nicht an kollektiv verbindliche Werte gebunden, sondern erlauben 
„verantwortungsloses" Handeln und ermöglichen ihnen im Horizont ei-
ner offenen und unbekannten Zukunft eine Vielzahl von Optionen, 
Suchprozessen und Selbstkorrekturen, die das individuelle Leben selbst 
in ein Experiment verwandeln, das gewissermaßen auf den Umgang mit 
Ungewißheit spezialisiert ist. 

Wo konstitutionell der Bedarf an kollektiv verbindlichen Werten und 
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Wahrheiten minimiert ist, dort sind auch die inhärenten Tendenzen des 
politischen Systems zu autoritativen Eingriffen und Steuerungen der wis-
senschaftlichen Erkenntnisproduktion notwendigerweise schwach aus-
geprägt; das immer wieder zitierte Beispiel jenes im Jahre 1925 verab-
schiedeten Gesetzes von Tennessee, das die Lehre einer der Bibel wider-
sprechenden Evolutionsgeschichte verbot14, oder auch die Tatsache, daß 
noch Anfang der 70er Jahre das Kultusministerium eines Landes der 
Bundesrepublik eine Expertise über etwaige verfassungsfeindliche Ten-
denzen in den wissenschaftlichen Veröffentlichungen eines Hochschul-
lehrers anfertigen ließ15, zeigen, daß derartige Möglichkeiten hoheitli-
cher Einwirkungen auf den Wissenschaftsprozeß immerhin auch in libe-
ralen Verfassungsstaaten nicht völlig ausgeschlossen sind. Umgekehrt 
bietet die Geschichte der Wissenschaft in den ehemals „realsozialisti-
schen" Ländern Mittel- und Osteuropas reichhaltiges Anschauungsma-
terial für die Erfahrung, daß ein Herrschaftssystem, das sich weniger auf 
den empirischen Volkswillen als auf eine als wahr erkannte geschichtli-
che Mission stützt16, nicht nur dem Prinzip freier — und damit stets auch 
dem Risiko von Irrtümern und moralischen Fehlhandlungen ausgesetz-
ter — individueller Lebensgestaltung feindlich gesonnen ist, sondern vor 
allem auch auf die Kontrolle und Steuerung jener Wissenschaften ange-
wiesen ist, die zur individuellen und kollektiven Weltdeutung und damit 
auch zur Rechtfertigung einer sich geschichtsphilosophisch legitimieren-
den politischen Autorität beitragen. 

II. Die moralische Bedeutung von Gewißheit — 
die „Erforschung der Wahrheit" im Strafprozeß 

Während all dies keine sehr überraschenden und neuen Feststellungen 
sind, liegen die problematischen Seiten der Beziehung zwischen Wissen 
und (politischer) Ordnung weniger deutlich zutage. Sie tauchen dort auf, 
wo auch der liberale Verfassungsstaat zur Begründung und Bewahrung 
seiner legitimen und legalen Autorität auf Wissen und auf eine zuverläs-
sige Methodik der Wissenserzeugung angewiesen ist und daher dessen 
Status in dem System seiner Herrschaftslegitimierung klären muß. Ein 
besonders sensibler Fall ist der Strafprozeß. Nach der deutschen Straf-
prozeßordnung dient die gerichtliche Beweisaufnahme der „Erforschung 
der Wahrheit"; sie ist auf die vollständige Aufklärung des für die Anwen-
dung des Strafgesetzes relevanten Sachverhalts gerichtet. Für die Verur-
teilung eines Angeklagten verlangt sie die „Überzeugung" des Richters 
von dessen Schuld, m. a. W. jene „persönliche Gewißheit" und damit je- 
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nes „Maß an Sicherheit, demgegenüber vernünftige Zweifel nicht mehr 
aufkommen"17; im amerikanischen Strafverfahrensrecht müssen die Ge-
schworenen Gewißheit „beyond reasonable doubt" haben18. Beide For-
meln binden die Ausübung der staatlichen Strafgewalt an Erkenntnisse, 
die subjektiv gewiß, objektiv aber nur wahrscheinlich sind, auch wenn sie 
den Status der „Wahrheit" beanspruchen. 

Die Erforschung der Wahrheit als Prozeßziel reicht bis in den Strafpro-
zeß des frühen Mittelalters zurück und hat im Verlaufe der geschichtli-
chen Entwicklung jeweils sehr unterschiedliche Formen des Beweises 
hervorgebracht. Waren lange Zeit magische Formen der Wahrheitser-
kenntnis in Gestalt von Ordalien vorherrschend19, so findet insbesondere 
seit der Constitutio Criminalis Carolina von 1532 (CCC) eine Rationali-
sierung insofern statt, als eine Überführung des Beschuldigten nur auf 
Grund seines glaubwürdigen Geständnisses oder durch mindestens zwei 
vertrauenswürdige Zeugen möglich war, die ihre Aussagen aus „eigenem 
wahren Wissen" machen mußten20. Freilich war das Bedürfnis der Zeit 
nach Gewißheit so stark, daß es ein bloß wahrscheinliches Wissen nicht 
zu akzeptieren imstande war, während gleichzeitig die Verurteilung ei-
nes nicht überführten Inquisiten „ein bitteres Unrecht gewesen sein 
(würde)r21. Ein Beweis auf Grund von Indizien, in dem aus feststehen-
den Tatsachen Schlußfolgerungen auf die Schuld des Beschuldigten ge-
zogen wurden, hatte nicht jene Untrüglichkeit, die ihr Wahrheitsbegriff 
verlangte, und so gehörte es zu den prozessual ordnungsgemäßen Mit-
teln der Wahrheitserforschung, den Beschuldigten der Folter zu unter-
werfen, um in Gestalt eines Geständnisses Gewißheit zu erlangen

22. 

Aus heutiger Sicht erscheint es befremdlich, wenn wir in der CCC die 
geradezu penible Anweisung lesen, daß das Geständnis erst nach der 
Folter rechtsgültig abgegeben werden konnte, daß es nach erfolgter Pro-
tokollierung und Verlesung vom Beschuldigten bestätigt werden mußte, 
daß er auf etwaige Verteidigungsgründe hinzuweisen war und daß 
schließlich keine Suggestivfragen gestellt werden durften. Aber es han-
delte sich hierbei um sorgfältige rechtliche Vorkehrungen zur Wahrheits-
erforschung, denen die reflexive Frage nach den Bedingungen der Mög-
lichkeit und nach dem Gewißheitsgrad von Wahrheit noch unbekannt 
war und denen daher nur die binäre Unterscheidung zwischen Wahrheit 
und Unwahrheit zugrunde lag. Die Stufung verschiedener Grade von 
Gewißheit des Wissens war zwar auch dem mittelalterlichen Denken 
durchaus nicht unbekannt', aber erst im Gefolge der rational-natur-
rechtlichen Begründung weltlicher Herrschaft fand sie auch Eingang in 
die Auseinandersetzungen über die Legitimierung der politischen Ge-
walt. Die im 17. Jahrhundert begründete experimentelle Wissenschaft 
hatte zwischen dem absoluten, unfehlbaren Wissen (das nur Gott haben 
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konnte) und der bloßen Meinung (im Sinne bloß plausiblen, „wahr-
scheinlichen" Wissens) weitere Kategorien des Wissens entdeckt, u.a. 
die des logisch-mathematischen Wissens, dessen Erkenntnisse zwingend 
waren, und die des „moralisch gewissen" Wissens, das auf eigenen Beob-
achtungen und der Analyse von Fremdbeobachtungen beruhte24. Erst 
die Anerkennung dieser Zwischenformen erlaubte auch im Strafverfah-
rensrecht eine allmähliche Lockerung des Anspruchs auf zweifelsfreie 
und im Geständnis des Inquisiten objektivierte Gewißheit und damit den 
Übergang zum Prinzip der freien Beweiswürdigung, wiewohl die Folter 
als Mittel der Wahrheitserforschung im gemeindeutschen Strafprozeß-
recht noch bis weit ins 18. Jahrhundert angewendet wurde

25. 

Auch ihre Abschaffung am Ende jenes Jahrhunderts führte noch kei-
neswegs zu einer befriedigenden Beziehung zwischen Gerechtigkeit und 
Wahrheit. Denn wenn es auch dem elementaren Gerechtigkeitsempfin-
den widersprach, einen mit Gewißheit Unschuldigen zu bestrafen, so war 
damit noch nicht ausgemacht, wie man mit einem möglicherweise Schul-
digen zu verfahren hatte. Die rein innerwissenschaftliche Erkenntnis 
kann sich in der Erwartung, ihr Wissen zu vervollständigen, mit den ver-
schiedenen Graden der Verläßlichkeit ihres Wissens — von der bloßen 
Möglichkeit über Stufungen der Wahrscheinlichkeit bis hin zur theoreti-
schen Gewißheit — beruhigen, da sie nicht unter Entscheidungsdruck 
steht. Der Strafprozeß, der auf die Erforschung der Wahrheit gerichtet 
ist, ist jedoch nicht ein Unternehmen historischer Forschung, dem es um 
Erkenntnis um ihrer selbst willen geht, sondern ein Mittel zur Herstel-
lung von Gerechtigkeit. Die strafprozessuale Wahrheitserforschung 
wählt unter der Vielzahl der aufzuklärenden Sachverhalte nur diejenigen 
aus, die für den jeweils herrschenden Gerechtigkeitsmaßstab von Bedeu-
tung sind, und dies sind in einem um die Schuld des Täters kreisenden 
Strafrecht nur jene, die den in einer Straftat zur Erscheinung gekomme-
nen sozialen Konflikt als persönlich zurechenbares Versagen von Indivi-
duen erscheinen lassen26. Das im Schuldstrafrecht verankerte Gerechtig-
keitsprinzip verlangt, „daß die Straftat von einer Störung der sozialen 
Ordnung zur Missetat hochstilisiert wird und der verurteilte Täter in je-
dem Fall als eine freie, auf Selbstverantwortung angelegte Person er-
scheint"27. Die strafprozessuale Wahrheitserforschung ist somit eine 
Funktion überindividueller, im weitesten Sinne politischer Interessen, 
und diese sind es denn auch, die in Gestalt von rechtlichen Regeln dar-
über befinden, welches Wissen mit welchem Grad von Gewißheit für die 
Verurteilung eines Beschuldigten erforderlich ist. 

So folgte aus der Abschaffung der Folter am Ende des 18. Jahrhun-
derts noch nicht zwingend die heute geltende, oben zitierte Regel, nach 
der der Richter „persönliche Gewißheit" haben mußte — die epistemolo- 
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gische Kehrseite des Prinzips der freien Beweiswürdigung (und damit der 
Zulassung des Indizienbeweises). Die Preußische Kriminalordnung aus 
dem Jahre 1805 sah zwar vor, daß der Inquisit freizusprechen sei, „wenn 
die gänzliche Unschuld des Angeschuldigten völlig ausgemittelt oder 
doch die strafbare Handlung gegen ihn nicht erwiesen worden" war (§ 
413). Aber Zweifel an seiner Schuld gingen gleichwohl zu seinen Lasten, 
insofern bei fortdauerndem Verdacht eine sog. außerordentliche — weni-
ger schwere — Strafe verhängt werden konnte; es handelte sich um eine 
genuine Verdachtsstrafe, die zeigt, daß der absolutistische, wenn auch 
aufgeklärte Staat es sich nicht glaubte leisten zu können, Gerechtigkeit 
ausschließlich auf das anspruchsvolle Prinzip der subjektiven Gewißheit 
des Richters zu gründen. Nun ging es hier um das Schicksal einzelner Per-
sonen, deren rechtlich zu sichernder Eigenwert das vordringlichste An-
liegen erst des Liberalismus werden sollte. So war es denn auch in erster 
Linie moralische Empörung über Fehlurteile und weniger eine theoreti-
sche Neukonzeption des Strafprozesses, welche die verschiedensten Au-
toren immer wieder Kritik an den zu laxen Maßstäben für das Erwiesen-
sein der Schuld eines Angeklagten üben ließ28. Die berühmteste ist wohl 
die Voltaires, der auf dem Hintergrund des Fehlurteils gegen Montbailli 
und dessen grausamer Hinrichtung kategorisch erklärte: 

„Il n'y a nulle certitude, dès qu'il est physiquement ou moralement 
possible que la chose soit autrement. Quoi! il faut une démonstration 
pour oser assurer que la surface d'une sphère est égale à quatre fois l'air 
de son grand cercle, et il n'en faudra pas pour arracher la vie à un citoyen 
par un supplice affreux!"

29. 

Das Argument ist sehr suggestiv, aber es macht eine Voraussetzung, 
die alles andere als selbstverständlich ist. Daß Wissenschaftler für die 
Wahrheit einer Behauptung strengere Beweisanforderungen stellen als 
Richter, läßt sich damit begründen, daß sie — im Gegensatz zu jenen — 
keine moralisch relevanten Entscheidungen zu treffen haben und ihr Er-
kenntnisverfahren unter keinen zeitlichen Restriktionen steht; ihre Un-
gewißheit muß nicht durch eine Entscheidung beendet werden. Der 
Richter muß entscheiden — nicht zuletzt auch im Interesse des Beschul-
digten selbst —, und er muß sein Erkenntnisverfahren an einem Punkt be-
enden, der aus wissenschaftlicher Sicht stets willkürlich erscheinen wird. 
Entscheidungszwang unter Bedingungen von Ungewißheit über die Tat-
sachengrundlagen erlaubt allein schon aus diesem Grunde sehr häufig 
nur Wahrscheinlichkeitsurteile. Die Vieldeutigkeit der Entscheidungssi-
tuation erhöht sich noch, wenn individuelle oder kollektive Werte be-
rührt werden. Für ein Strafrecht, das in einer strafbaren Handlung neben 
der Verletzung konkreter Rechtsgüter zugleich auch einen Angriff auf 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung sieht, ist das Strafverfahren auch 
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ein symbolischer Vorgang der Wiederherstellung und Bekräftigung die-
ser Ordnung. Dafür kann sie sich an sich auch mit einer reinen Ver-
dachtsstrafe zufriedengeben. Denn die symbolische Reproduktion der 
Ordnung durch das Strafverfahren ist nicht notwendig davon abhängig, 
daß derjenige verurteilt wird, der auch tatsächlich der Täter war; es 
kommt nur darauf an, daß sich in dem Prozeß die Ordnungsnormen 
überzeugend bekräftigen lassen. Erst wenn die Verurteilung eines Un-
schuldigen ihrerseits die Gefahr einer unerträglichen Erschütterung der 
Ordnung heraufbeschwört, erhöhen sich die Anforderungen an die Zu-
verlässigkeit der Erkenntnisse im Strafprozeß. Es ist dann für das ord-
nungsstützende Rechtsbewußtsein erträglicher, daß ein Schuldiger frei-
gesprochen als daß ein Unschuldiger verurteilt wird. Die heute gefor-
derte subjektive Gewißheit des Richters ist daher äußerst vorausset-
zungsvoll und hängt letztlich von dem Wert ab, den die Rechtsordnung 
dem Individuum, insbesondere seiner persönlichen Freiheit, im Verhält-
nis zu entgegenstehenden kollektiven Ordnungswerten zuerkennt. Man 
wird, erklärte ein Kriminalist sehr treffend zu Beginn dieses Jahrhun-
derts, eine „Behauptung um so eher als ,Beweis` gelten lassen, als Nie-
mandem ein Leid geschieht, wenn sich die Sache doch anders verhält", so 
daß „Geschichtsforscher, Literarhistoriker, Kunstforscher u. a. man-
ches als ,Beweis` passieren lassen, was ein Mediciner, Techniker, Jurist 
nur als Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit gelten lassen dürfte"30. 

Je weniger die individuelle Rechtssphäre von den Folgen eines Er-
kenntnisurteils berührt wird, desto geringer können die Maßstäbe für 
dessen Zuverlässigkeit sein. Folgerichtig differenziert die Strafprozeß-
ordnung die Anforderungen an die Erkenntnisgewißheit von Tatsachen, 
die eine Person dem Verdacht einer strafbaren Handlung aussetzen, 
nach der Eingriffsintensität der dadurch ausgelösten zulässigen Zwangs-
maßnahmenn : für die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens genügt der 
„Verdacht" einer Straftat, um die Staatsanwaltschaft zu verpflichten, 
„den Sachverhalt zu erforschen" (§ 160 Abs. 1 StPO); Zwangsmaßnah-
men gegen den Verdächtigen sind damit noch nicht verbunden, so daß 
hier auch eine nur geringe Wahrscheinlichkeit ausreicht. Die vorläufige 
Maßnahme der Entziehung der Fahrerlaubnis erfordert dagegen „drin-
gende Gründe für die Annahme", daß die Voraussetzungen der endgülti-
gen Entziehung in der Hauptverhandlung mit der „subjektiven Gewiß-
heit" des Richters festgestellt werden (§ 111 a StPO); ebenso darf die äu-
ßerst eingreifende Maßnahme der Untersuchungshaft u. a. nur bei 
„dringendem Verdacht" gegen den Beschuldigten ergriffen werden 
(§ 112 Abs. 1 StPO), während — um ein letztes Beispiel zu geben — die 
strafprozessuale Anordnung der mit körperlichen Beschwerden verbun-
denen und auch nicht ganz ungefährlichen Hirnkammerluftfüllung (zum 
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Zwecke forensisch-psychiatrischer Aufklärung) nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts einem strengen Verdachtsmaßstab 
unterliegt, der u. U. sogar den „vollen Nachweis eines strafbaren Tatbe-
standes", d. h. die „subjektive Gewißheit" des Richters über die Täter-
schaft des Probanden verlangt

32. 

III. Die moralische Konstruktion von Wahrheit — 
Gewissen und Verantwortung 

Voltaire empörte die Tatsache, daß eine mit moralischer Verantwortung 
verbundene Wahrheitserforschung einem weniger strengen Zuverlässig-
keitsmaßstab unterliegen sollte als wissenschaftliches Wissen. Seine Kri-
tik speiste sich aus der Beobachtung, daß der von der Rechtsordnung an-
erkannte Wert des Lebens und der Freiheit eines Individuums so wenig 
galt, daß ein bloßes Wahrscheinlichkeitsurteil ausreichte, ihm beides zu 
nehmen. Die moralischen Konsequenzen eines Erkenntnisurteils erfor-
derten den höchstmöglichen Grad an Gewißheit, jene moralische Ge-
wißheit, die auch den Begriff des Gewissens konstituiert. Gewißheit und 
Wahrscheinlichkeit beziehen sich daher, wenn die Zuverlässigkeit des 
Wissens zu einem Element der politischen Ordnung wird, in erster Linie 
nicht auf epistemologische, sondern auf moralische Probleme. Zugleich 
führen sie aber auch in schwierige Ordnungsfragen. Denn wenn es auch 
in einem jahrhundertelangen Prozeß gelungen ist, im Strafverfahren den 
Standard der „moralischen Gewißheit" jedenfalls für endgültige Ein-
griffe in die persönliche Lebenssphäre von Individuen durchzusetzen, so 
zeigt sich auch ebenso deutlich, daß dieser Maßstab für eine Anzahl an-
derer gesellschaftlicher Ordnungsprobleme nicht geeignet ist. 

Dies ist einmal dann der Fall, wenn es sich um die Erkenntnis zukünfti-
ger Ereignisse handelt, die ohnehin nicht mit Gewißheit, sondern nur mit 
unterschiedlichen Graden von Wahrscheinlichkeit prognostiziert wer-
den können33. So würde beispielsweise eine Regel, die das Inverkehr-
bringen von chemischen Stoffen, von Arzneimitteln, Lebensmitteln oder 
generell von Konsumgütern nur zulassen würde, wenn Gewißheit dar-
über besteht, daß sie niemandes Leben und Gesundheit schädigen kön-
nen, einen erheblichen Teil wirtschaftlicher Aktivität zum Erliegen brin-
gen und der Gesellschaft damit Nachteile aufbürden, die durch den da-
durch erworbenen Lebens- und Gesundheitsschutz schwerlich aufgewo-
gen würden. Die gegenwärtige rechtliche Praxis, die einen Ausgleich 
zwischen dem Prinzip des freien Warenverkehrs und dem Schutz von Le-
ben und Gesundheit herzustellen trachtet, begnügt sich daher notwendi- 
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gerweise mit unterschiedlichen Graden von Wahrscheinlichkeit hinsicht-
lich der Gesundheits- und Umweltschädlichkeit in Verkehr gebrachter 
Güter. 

Daneben gibt es jedoch auch eine Kategorie von Beurteilungen, in de-
nen kognitive und normative Elemente in enger Wechselbeziehung zu-
einander stehen und die sich auf eine von möglich über wahrscheinlich 
bis gewiß reichende Skala nicht umstandslos eintragen lassen. Ob z. B. 
Fluglärm einen Eingriff in die grundrechtlich geschützte körperliche Un-
versehrtheit darstellt, hängt wesentlich von der nicht ausschließlich me-
dizinisch (und auch nicht durch juristische Textinterpretation) zu beant-
wortenden Frage ab, ob der Begriff der körperlichen Unversehrtheit 
auch die seelischen Faktoren umfaßt, welche die Gesundheit eines Men-
schen konstituieren34. Generell verlangt der sozialversicherungsrechtlich 
zentrale Begriff der Krankheit in seiner juristischen Definition als „regel-
widriger Körper- oder Geisteszustand"35  ein normativ geprägtes Urteil 
über einen „normalen" Gesundheitszustand. Die unbedingte rechtliche 
Verpflichtung, das menschliche Leben zu schützen und zu erhalten, setzt 
ein unzweideutiges Kriterium für die Beantwortung der Frage voraus, 
wann das menschliche Leben beginnt und wann es endet. Mit dem tech-
nisch-wissenschaftlich verifizierbaren Begriff des „Hirntodes" scheint je-
denfalls für die christliche Kultur ein eindeutiges moralfreies Kriterium 
für das Ende des Lebens gefunden worden zu sein. Es ist aber bereits 
heute absehbar, daß diese rein medizinisch-biologische Definition auch 
unter ethischen Gesichtspunkten in dem Maße in Streit geraten wird, in 
dem der medizinische Fortschritt lebenserhaltende Maßnahmen ermög-
licht, die den Hirntod — zu äußerst hohen Kosten — erheblich hinauszö-
gern. Der in verschiedenen westlichen Staaten nun schon seit Jahrzehn-
ten geführte Kampf über die Strafbarkeit der Abtreibung hat, um ein 
weiteres Beispiel zu nennen, seine letztliche Ursache darin, daß sich 
ohne Anwendung ethischer und religiöser Maßstäbe nicht feststellen 
läßt, wann das menschliche Leben beginnt. Einige Naturwissenschaftler 
bemühen sich daher um eine Trennung zwischen unseren biologischen 
Kenntnissen über den Menschen und den ethischen Maßstäben, nach de-
nen jeder Mensch Anspruch auf Respekt seiner Würde hat. „Die ethi-
schen Normen über die Grundrechte der Menschen, die unser Handeln 
gegen sie bestimmen und begrenzen, dürfen ... unter keinen Umständen 
davon abhängig gemacht werden, welche Vorstellungen über die Natur 
unseres Wesens man sich macht", schreibt ein Molekularbiologe36, weil 
auch er die Möglichkeit sieht, daß in der sozialen Praxis wissenschaftli-
ches und normatives Wissen in der Regel nicht voneinander getrennt 
werden. Ob freilich der geradezu beschwörende Appell, diese Trennung 
vorzunehmen, erfolgreich sein kann, erscheint eher zweifelhaft. 
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Wo der Staat bei der Normierung staatsbürgerlicher Rechte und 
Pflichten sich explizit oder implizit auf Tatsachen bezieht, deren mögli-
ches, wahrscheinliches, höchstwahrscheinliches oder gewisses Vorhan-
densein in der Lebenspraxis seiner Bürger in erster Linie nicht nach em-
pirischen, sondern nach ethischen oder religiösen Maßstäben anerkannt 
wird, stößt er auf die Grenzen des individuellen Gewissens. Zwar ist das 
Gewissen eine Instanz moralischer Gewißheit, die zunächst mit der ko-
gnitiven Dimension von Wahrscheinlichkeit und Gewißheit nichts zu tun 
hat; aber es reagiert auf moralisch relevante Ereignisse und definiert da-
bei selbst, welche Ereignisse der Außenwelt diese moralische Relevanz 
haben36a. Insofern kann das Gewissen durchaus vorschreiben, wann das 
Leben beginnt, wann es endet, was körperliche Unversehrtheit ist, ob 
das Verladen von Kriegswaffen oder der Sanitätsdienst in der Armee 
oder ob die wissenschaftliche Arbeit an der Entwicklung eines die Wir-
kungen atomarer Bestrahlungen mildernden Serums Kriegsvorberei-
tungshandlungen sind — dies sind Beispiele aus der Rechtsprechung zum 
Grundrecht der Gewissensfreiheit, die zeigen, daß Fragen, die man mit 
guten Gründen durchaus auch als rein kognitiv-empirische Probleme an-
sehen und entsprechend behandeln könnte, in der Lebenspraxis be-
stimmter Individuen in den Bereich moralischer Gewißheit rücken. 
Wahrscheinlichkeiten haben in dieser Sphäre keinen Platz. 

Während die funktionell differenzierte und hocharbeitsteilige Gesell-
schaft den Kausalbeitrag des einzelnen Individuums zu einem bestimm-
ten, moralisch auch eindeutig zu wertenden Ereignis — z. B. Krieg oder 
Umweltvergiftung — im Unbestimmten läßt (und dadurch moralische 
Entlastung bewirkt), verfährt das seinem Gewissen folgende Individuum 
genau umgekehrt: Es stellt gewissermaßen eine eindeutige „moralische 
Kausalität" dadurch her, daß es sich selbst sämtliche, auch durch den 
Beitrag Dritter bewirkte Folgen zurechnet und sich mit dem Gesamter-
gebnis belastet. Das in einigen Verfassungen gewährleistete Grundrecht 
der Gewissensfreiheit entbindet die Staatsbürger in bestimmten Grenzen 
von der Erfüllung gewissenswidriger Pflichten — z. B. der Wehrpflicht 
oder der Eidespflicht; es impliziert aber natürlich nicht das Recht, ande-
ren das vorzuschreiben, was das eigene Gewissen gebietet. Die Gewis-
sensfreiheit schützt nur davor, selbst zu gewissenswidrigen Handlungen 
genötigt zu werden. Das muß das Gewissen nicht notwendigerweise be-
sänftigen, denn es kann auch darunter leiden, daß andere Menschen 
Handlungen begehen, die ihm unerträglich sind. Verwandelt sich dann 
der Konflikt in eine Angelegenheit des „öffentlichen Gewissens", so 
führt dies zur Politisierung des moralischen Konflikts. Das Schicksal der 
Abtreibungsfrage und z. T. wohl auch der Verlauf der bundesrepublika-
nischen Auseinandersetzung zwischen der Friedensbewegung und der 
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Regierung in den 80er Jahren bieten für einen derartigen Vorgang hinrei-
chendes Anschauungsmaterial. 

Empirische Fragen können jedoch nicht nur durch das individuelle 
Gewissen den Status von moralischen Fragen erhalten; das wird in der 
Regel ohnehin nur bei Minderheiten der Fall sein. Daneben kann kogni-
tive Ungewißheit ganz generell in unterschiedliche Formen moralischer 
Gewißheit überführt werden. Der Mythos ist eine sakralisierte Form des 
historischen Bewußtseins, das unabhängig von kausalen Zusammenhän-
gen die Gegenwart aus der Vergangenheit zu erklären sucht und sich da-
mit in einer nicht-kognitiven Weise der Geschichtlichkeit des Heute ver-
gewissert. Für die Moderne hat bekanntlich Georges Sorel den Mythos 
der revolutionären Gewalt und des Generalstreiks zu begründen ver-
sucht, um die Idee des Sozialismus gegen seine rationale Widerlegung zu 
immunisieren. „Ein Mythos kann nicht widerlegt werden ... Hingegen 
läßt die Utopie wie jede soziale Verfassung eine Erörterung zu; man 
kann die automatischen Bewegungen, die sie voraussetzt, mit denjeni-
gen vergleichen, die im Laufe der Geschichte festgestellt worden sind, 
und so ihre Wahrscheinlichkeit abschätzen; man kann sie widerle-
gen..."37. Auch der Nationalismus ist eine moderne Erscheinungsform 
der politischen Mythologie, und hierher gehört auch die von einigen ge-
äußerte Auffassung, die deutsche Teilung nach 1949 sei eine Strafe für 
Auschwitz. 

In besonderem Maße ist jedoch die Zukunftsungewißheit geeignet, 
zum Gegenstand einer wertbezogenen Gewißheit zu werden. Über sie 
werden wir kognitiv stets nur Wahrscheinlichkeitsurteile abgeben kön-
nen. Im Gegensatz zu Sorel's Auffassung sind Utopien, sowohl die vom 
16. bis 19. Jahrhundert vorherrschenden idealisierenden wie die für das 
20. Jahrhundert charakteristischen pessimistischen, durchaus als Ent-
würfe von Zukunftsgewißheiten zu verstehen, wobei auch die rein tech-
nisch-wissenschaftlichen, d. h. kausalgesetzliche Ereignisabläufe schil-
dernden wie z. B. die eines Mercier38  nicht etwa als bloße Wahrschein-
lichkeitsannahmen zu verstehen sind — sie wären sonst keine Utopien. 
Utopien sind jedoch heute, zumal nach dem Zusammenbruch der Re-
gimes des realen Sozialismus, keine relevanten Erscheinungsformen der 
sozialen Bewältigung von Zukunftsungewißheit. Bedeutsamer sind die 
theoretischen und praktischen Bemühungen, durch die Entwicklung 
neuer sozialer Institutionen die Lernfähigkeit der Gesellschaft für den 
Umgang mit Zukunftsungewißheit zu erhöhen39. 

Kaum weniger relevant dürften aber auch jene Bemühungen sein, die 
der Erfahrung kognitiver Zukunftsungewißheit mit Entwürfen einer 
neuen Zukunftsethik zu begegnen suchen40. Zukunftsungewißheit ist na-
türlich kein neues historisches Phänomen41; aber die europäischen Men- 
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schen der Neuzeit haben sie in dem Maße als weniger bedrohlich emp-
funden, als ihr Denken und Fühlen von der Vorstellung eines unbegrenz-
ten wissenschaftlich-technischen Fortschritts und der Gewißheit be-
stimmt wurde, ihre Fähigkeiten zur Beherrschungen der Gefahren der 
Natur ebenso wie der selbsterzeugten Risiken immer weiter steigern zu 
können. Im 20. Jahrhundert ist dieser Fortschrittsoptimismus verflogen, 
ja er gilt vielen als geradezu unverantwortlich. Hans Jonas schreibt, sich 
heute darauf zu verlassen, „daß ... der willkommenen Überraschung des 
Fortschritts kein Ende ist und die eine oder andere uns schon rechtzeitig 
aus der Klemme helfen wird: das ist zwar nach allem Erlebten des letzten 
Jahrhunderts keineswegs auszuschließen, aber darauf zu bauen, wäre 
gänzlich unverantwortlich". Man könne sogar als gewiß unterstellen, daß 
„der Mensch sich an alles gewöhnen kann", aber „wir sagen, daß auf 
diese (einmal eingeräumte) Gewißheit bauen mindestens so unverant-
wortlich ist wie bei der vorigen Beispielssphäre der Verlaß auf das Unge-
wisser42. Nicht nur die optimistische Haltung gegenüber kognitiver Un-
gewißheit und das Vertrauen in die Wahrscheinlichkeit zukünftiger Pro-
blemlösungen, sondern auch die ja nicht ausschließlich kognitive, son-
dern durch ein bestimmtes Menschenbild geprägte Gewißheit der unbe-
grenzten Änderungs- und Anpassungsfähigkeit des Menschen gelten 
hier als „unverantwortlich". Verantwortung bedeutet, „für das Unbe-
kannte im voraus mitzuhaften"43, und sie gebietet daher den Individuen 
wie auch der Gesellschaft insgesamt, ihre Handlungen unter das ethische 
Gebot der Selbstbeschränkung zu stellen. Es ist hier nicht das individu-
elle Gewissen, sondern eine Sozialethik, welche kognitive Ungewißheit 
durch Rückbindung individuellen und kollektiven Handelns an norma-
tive Prinzipien in eine Art moralische Gewißheit über das richtige Han-
deln zu überführen trachtet und auf diese Weise eindeutige moralische 
Zurechnungen — z. B. für die zeitlich entfernten Folgen der eigenen Le-
bensweise für künftige Generationen — bewirkt, die kausalwissenschaft-
lich diese Eindeutigkeit keineswegs haben. 

Haben wir oben im Zusammenhang mit dem individuellen Gewissen 
von Beispielen für die Politisierung der Moral gesprochen, so können wir 
hier von neuen Ansätzen zu einer Moralisierung der Politik sprechen. Es 
gibt genügend Beispiele aus unserer Alltagserfahrung mit Politik, die ei-
ner solchen Tendenz zuzurechnen sind; sie reichen von der Energie- über 
die Verkehrs-, die Gesundheits- und Sozialpolitik und enden nicht bei 
der Entwicklungspolitik. Wenn die Frage, wieviel Strom man im Haus-
halt verbraucht oder ob man für eine Reise das Auto, das Flugzeug oder 
die Bahn benutzt, nicht mehr primär danach entschieden wird, „was man 
sich leisten kann", sondern nach Maßstäben „verantwortlichen" Han-
delns, dann sind das Beispiele für eine Moralisierung des Alltagsverhal- 
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tens, die früher oder später unvermeidlicherweise auch die entsprechen-
den Politikbereiche ergreift. Völlig neu ist das Phänomen nicht. Die 
Nachkriegsgeschichte der schulpolitischen Auseinandersetzungen um 
die „richtige" Zuordnung der staatlichen Schulhoheit zum elterlichen Er-
ziehungsrecht bezeugen deutlich, daß dort, wo die Politik auf ein Feld 
einwirkt, in dem die konkrete individuelle Verantwortung für das Wohl 
anderer im Mittelpunkt steht, die politischen Konflikte eine Schärfe an-
nehmen, die nur unter größten Schwierigkeiten mit den überkommenen 
Instrumenten entmoralisierter rechtlicher Regulierung gebändigt wer-
den können. 

Bemerkenswert an der neueren politischen Entwicklung ist die Ten-
denz, die Kategorie der Verantwortung nicht mehr nur — wie in der Be-
ziehung der Eltern zu ihren Kindern — auf den individuellen Nahbereich 
zu beziehen, sondern sowohl in der räumlichen wie in der zeitlichen Di-
mension zu erstrecken und eine „Fernethik" zu begründen; teilweise 
wird sogar — in Gestalt einer Verantwortung für die Natur um ihrer selbst 
willen — die Gattungsgrenze übersprungen, die weit über den bereits an-
erkannten ethisch begründeten Tierschutz hinausreicht. Eine solche 
Fernethik kann sich auf die „archetypische Evidenz des Säuglings für das 
Wesen der Verantwortung"' nicht gründen. Sie kann ihre Sensibilität 
für das Leiden anderer kognitiv nur auf Annahmen und mehr oder min-
der große Wahrscheinlichkeiten stützen, die damit in einen Gegensatz zu 
der Gewißheit moralischer Ge- und Verbote treten können. Wenn z. B. 
die Beseitigung von Müll durch Verbrennung chemische Reaktionen 
freisetzt, die über komplexe Wirkungszusammenhänge „möglicher-
weise" oder „wahrscheinlich" zu Schädigungen der menschlichen Ge-
sundheit führen, so wird eine „verantwortliche" Haltung gegenüber 
menschlichem Leben und menschlicher Gesundheit im Sinne einer Fern-
ethik sich mit diesem Möglichkeitsurteil nicht beruhigen, sondern die 
Möglichkeit als Gewißheit ansehen. Eine „politische", d. h. entmorali-
sierte Haltung gegenüber dieser Ungewißheit wird, unter Abwägung mit 
anderen, gleichfalls schützens- und moralisch achtenswerten Gütern, 
umgekehrt die Wahrscheinlichkeit von Gesundheitsschäden — durch 
praktische Maßnahmen oder durch rein symbolische „Deutungspolitik" 
— bis zu jener Schwelle herabdrücken, jenseits der die verbliebenen Schä-
digungsmöglichkeiten als politisch und moralisch akzeptables „Rest-
risiko" von jedermann hinzunehmen sind. 

Die insbesondere im Atomrecht, aber auch im Umwelt-, Arbeits-
schutz-, Lebensmittel- und Arzneimittelrecht geführte Diskussion dreht 
sich um die Frage, ab welchem Grad der Wahrscheinlichkeit eines zu-
künftigen Schadens das Restrisiko beginnt. Ihre Beantwortung verlangt 
die wertende Entscheidung des Gesetzgebers, welches Risiko der Bevöl- 
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kerung (im Rahmen verfassungsrechtlicher Rahmenbedingungen) zu-
mutbar ist; aber er kann diese Entscheidung nur treffen, wenn zuvor die 
biologisch-chemischen Dosis-Wirkungs-Beziehungen soweit wissen-
schaftlich aufgeklärt sind, daß er eine Skala abnehmender Wahrschein-
lichkeit von Gesundheitsschädigungen bilden und auf ihr den Punkt ein-
tragen kann, jenseits dessen der von den Bürgern zu tolerierende Be-
reich „entfernter Möglichkeit" (=Restrisiko) beginnt. Die politisch wer-
tende Entscheidung hängt danach von kognitiven Wahrscheinlichkeits-
urteilen ab, die jedoch ihrerseits auf wissenschaftlich nur begrenzt kon-
trollierbaren und daher bestreitbaren Setzungen, Annahmen und Ein-
schätzungen jener Wissenschaftler beruhen, die derartige Wahrschein-
lichkeiten in Risikostudien aufstellen46. Ohne große Übertreibung läßt 
sich sagen, daß die Verläßlichkeit der wissenschaftlichen Wahrschein-
lichkeitsurteile in letzter Instanz von der Integrität, Zuverlässigkeit und 
Vertrauenswürdigkeit der Wissenschaftler abhängt, die dem Gesetzge-
ber die Grundlage seiner politischen Entscheidung bereitstellen. Es ist 
daher nur konsequent, daß neuere Technikgesetze besondere Aufmerk-
samkeit der Frage widmen, in welchem Verfahren und nach welchen Kri-
terien jene Wissenschaftler ausgewählt werden, deren wissenschaftliche 
Urteile als „Stand von Wissenschaft und Technik" letztlich bestimmen, 
welche Schadenswahrscheinlichkeiten bezüglich einer bestimmten Tech-
nik angenommen werden müssen47. 

Wir stoßen damit auf eine überraschende Variante des Phänomens der 
Moralisierung von Politik. Die gesellschaftliche Bewertung der Zuver-
lässigkeit wissenschaftlichen Wissens wird offenbar nicht ausschließlich 
aus dem Status der Wissenschaft als autonomes Erkenntnissystem abge-
leitet, sondern ist — zumindest auch — vom politischen oder moralischen 
Urteil über die Wissenschaftler abhängig. Dies gilt nicht generell, aber 
doch zunehmend dort, wo wissenschaftliches Wissen zur Grundlage poli-
tischer oder rechtlicher Entscheidungen geworden ist. Es ist wahr, die 
moderne, auf Bacon zurückgehende experimentelle Wissenschaft hat 
niemals beansprucht, mehr als bloß wahrscheinliches Wissen erzeugen 
zu können. Aber dieses wurde als zuverlässiges Wissen akzeptiert, weil 
der Glaube an den unbegrenzten wissenschaftlichen Fortschritt nicht nur 
die Einsicht in und die Toleranz für die Unzulänglichkeit des jeweiligen 
Erkenntnisstandes notwendig implizierte, sondern weil die Risiken der 
Unzuverlässigkeit von Wissen als geringer angesehen wurden als die da-
mit eröffneten Chancen. Bloß wahrscheinliches Wissen war m. a. W. 
politisch und moralisch unangefochten und konnte zur Grundlage der 
beispiellosen technisch-wissenschaftlichen Entwicklung der letzten drei-
hundert Jahre werden. 

Aus den verschiedensten, hier nicht zu erörternden Gründen ist das 
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heute offenbar nicht mehr der Fall. Wir können davon ausgehen, daß die 
immanenten wissenschaftlichen Kriterien für die Richtigkeit oder bes-
ser: wahrscheinliche Richtigkeit einer wissenschaftlichen Erkenntnis 
heute nicht weniger streng sind als in den letzten zweihundert Jahren. 
Was sich geändert hat, ist die Haltung der Gesellschaft — oder zumindest 
von Teilen der Gesellschaft — gegenüber einem bloß wahrscheinlichen 
Wissen. Daß es in vielen Fällen als nicht hinlänglich zuverlässig angese-
hen wird, hängt sicherlich ganz wesentlich damit zusammen, daß es in 
Gestalt der modernen Großtechnologien heute viel unmittelbarer als 
noch vor wenigen Jahrzehnten in die Lebenssphären der Individuen ein-
greift, diese also auch stärker ihren Risiken ausgesetzt sind, denen sie 
sich immer seltener durch individuelle Vorsichtsmaßnahmen entziehen 
können48. Interessanter für den hier erörterten Zusammenhang ist je-
doch die Schlußfolgerung, daß die Bewertung der Zuverlässigkeit wis-
senschaftlichen Wissens nach Maßstäben der Vertrauenswürdigkeit der 
Wissenschaftler nicht lediglich bedeutet, daß der Fortschrittsoptimismus 
der vergangenen dreihundert Jahre49  durch eine skeptische bis pessimi-
stische Haltung der Gegenwart zum Fortschritt ersetzt worden ist, son-
dern eine weitergehende und möglicherweise folgenreichere Konse-
quenz hat: eine Moralisierung der Wissenschaft, die eine politische Di-
mension in dem Maße erhält, in dem die Wissenschaft in Gestalt von 
„technischen Realisationen" (Forsthoff) zur Grundlage unserer alltägli-
chen Lebenspraxis wird. Dann wird der Gegensatz der Wahrscheinlich-
keit des Wissens zu der Gewißheit moralischer Urteile zu einem politi-
schen Ordnungsproblem, auf dessen Lösung der liberale Verfassungs-
staat nicht oder nur unzulänglich vorbereitet ist. 

IV. Die Wiederkehr des Hobbes'schen Problems? 

Vollkommen neu ist der Umstand, daß die Wissensgrundlagen der politi-
schen Ordnung problematisch geworden sind, indessen nicht. In der Ge-
burtsstunde der modernen Wissenschaft hat es darüber bereits eine aus-
führliche Debatte gegeben. Nach dem Siegeszug der experimentellen 
Wissenschaft ist die damals unterlegene Gegenposition verständlicher-
weise in den Hintergrund der Aufmerksamkeit getreten. Ich beziehe 
mich hier auf die Kontroverse, die in den 60er Jahren des 17. Jahrhun-
derts zwischen Robert Boyle (1627-1691), einem der Mitbegründer der 
Royal Society, und Thomas Hobbes über die methodischen Grundlagen 
für zuverlässiges Wissen geführt wurde. Diese Kontroverse, die vor kur-
zem ausführlich dokumentiert worden ist50, zeigt einige überraschende 
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Parallelen zu der gegenwärtigen Diskussion über den Status wissen-
schaftlichen Wissens in der politischen Ordnung. 

Der Zerfall des aristotelisch-thomistischen Weltbildes hatte der Ober-
zeugung den Boden entzogen, daß die Menschen aufgrund der natürli-
chen Normen ihres Gewissens die Einsicht in die gerechte Ordnung und 
die Verbindlichkeit ihrer Regeln besitzen und daß der natürliche Zu-
stand der menschlichen Gesellschaft immer schon ein sittlich geordneter 
seis'. Die Suche nach Ordnungsregeln, denen sich niemand entziehen 
konnte, wurde zu einer Aufgabe der rationalen Konstruktion, deren Er-
folg sich danach entschied, wie weit sie „zwingend" war, d. h. von jedem 
Menschen kraft seiner ihm angeborenen Vernunft Zustimmung finden 
mußte. Notwendig rückte damit die Frage in den Mittelpunkt, welches 
denn die Quelle eines allen zugänglichen und für alle evidenten Wissens 
sei, durch das sich verpflichtende Normen zwingend begründen ließen. 
Das Gewissen konnte es nicht länger sein, denn es war nun eine höchst-
persönliche innere Instanz geworden, die zwar auch nach Hobbes' Auf-
fassung für den einzelnen bindend war, gleichwohl in bezug auf die 
Frage der Verbindlichkeit der Gesetze nur den Status einer privaten 
Meinung haben konnte. Es sei eine Sünde, wenn wir „uns selbst das Ur-
teil über das Gute und Schlechte anmaßen" und diese Entscheidung 
nicht der staatlichen Autorität überlassen5z. Selbst für den weit weniger 
autoritätsfixierten Locke war das Gewissen nichts anderes als unsere ei-
gene Meinung über die moralische Qualität unserer Handlungen und 
damit ungeeignet als Grundlage für die Gewißheit der Verbindlichkeit 
von Gesetzen".  

Hobbes hat bekanntlich in seinem Schrecken vor der Vorstellung, daß 
sich die Menschen im Streit über die Wahrheit in Ungehorsam, Aufruhr 
und Bürgerkrieg stürzen, ein mathematisch-strenges Konzept der me-
thodischen Wahrheitsfindung entwickelt54, das nach seiner Auffassung 
allein jenes Maß an Gewißheit zu vermitteln vermag, das einen Streit 
über die Wahrheit unmöglich macht55. Diese wissenschaftliche Vernunft 
„ist nichts anderes als Rechnen", denn „wo Addition und Subtraktion am 
Platze sind, da ist auch Vernunft am Platze ...". Allein die Geometrie er-
mögliche unbestreitbare Erkenntnisse56, weil nur bei ihr Definitionen am 
Anfang stünden, aus denen zwingende Schlußfolgerungen gezogen wer-
den könnten57. „Wo die Ursachen bekannt sind, dort ist Raum für Be-
weise, aber nicht dort, wo man die Ursachen noch suchen mußi58. Die 
Geometrie ist für Hobbes aber vor allem deshalb der Inbegriff einer Wis-
senschaft, die beweisbare Erkenntnisse ermöglicht, weil in ihr nicht von 
Ursachen auf Wirkungen oder von Wirkungen auf Ursachen geschlossen 
werden muß, sondern weil wir die Wirkungen dadurch erzeugen können, 
daß wir die Ursache selbst setzen. „Eine demonstrative Erkenntnis a 
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priori ist uns ... nur von den Dingen möglich, deren Erzeugung von der 
Willkür der Menschen selbst abhängt... Aus diesem Grunde, weil wir 
selbst die Figuren hervorbringen, gilt die Geometrie für eine beweisbare 
Wissenschaft und ist es auch"59. Fast eineinhalb Jahrhunderte später 
schrieb Kant ganz ähnlich, daß den Naturforschern ein Licht aufgegan-
gen sei, als sie „begriffen, daß die Vernunft nur das einsieht, was sie 
selbst nach ihrem Entwurfe hervorbringt"60. Hobbes schließt natürlich 
nicht aus, daß Erkenntnis auch „durch einen berechtigten Schluß von 
den erfahrungsmäßigen Wirkungen aus gewonnen" werden kann; aber 
diese Art des Beweises gelte zu Recht weniger als der, bei dem wir die Ur-
sachen selbst beherrschen61. Sichere Erkenntnis erweist sich bei ihm letzt-
lich „als Folgerung unserer eigenen geistigen und manuellen Operatio-
nen"62, und bei diesem anspruchsvollen Maßstab für zuverlässiges Wissen 
ist es nicht verwunderlich, daß er ganz entschieden die auf Erfahrung beru-
hende Klugheit (prudentia) als Quelle sicherer Erkenntnis verwirft. »Er-
fahrung bringt keine allgemeingültigen Schlußfolgerungen hervor"

63. 

„(D)ie Zeichen der Klugheit sind alle unsicher, denn es ist unmöglich, 
durch Erfahrung zu beobachten und sich an alle Umstände zu erinnern, 
die einen anderen Ausgang bewirken könneni64. Unsere Beobachtung 
von Erscheinungen, auf die wir selbst keinen Einfluß haben, kann stets 
fehlerhaft sein, und die Ableitung von Gesetzmäßigkeiten beruht ledig-
lich auf hypothetischen Schlußfolgerungen. Sie sind letztlich nicht mit der-
selben Zuverlässigkeit bewiesen und beweisbar wie Aussagen der mathe-
matischen Wissenschaften, d. h. derjenigen Wissenschaften, „welche 
nicht durch Erfahrung und Versuch, sondern von Lehrern und durch Re-
geln gelernt werden"65. Bereits im 1651 veröffentlichten Leviathan hatte 
Hobbes eine unmittelbare Verbindung zwischen der Beweisbarkeit ma-
thematischer Aussagen und der politischen Theorie hergestellt. „Schrift-
steller, die über Politik schreiben, addieren Verträge, um die Pflichten der 
Menschen zu finden, und Richter Gesetze und Tatsachen, um herauszu-
finden, was bei Handlungen von Privatleuten recht und unrecht ist"66. Sie-
ben Jahre später präzisiert er diesen Gedanken im Anschluß an die Fest-
stellung, daß nur die Mathematik apriorische Beweise liefere: 

Außerdem läßt sich die Politik und die Ethik, d. h. die Wissenschaft 
von Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit, von Billigkeit und Unbilligkeit, 
apriorisch demonstrieren, weil wir die Prinzipien für die Erkenntnis des 
Wesens der Gerechtigkeit und der Billigkeit, und umgekehrt, der Unge-
rechtigkeit und Unbilligkeit, d. h. die Ursachen der Gerechtigkeit, näm-
lich Gesetze und Abmachungen selbst schaffen. Denn vor der Schaffung 
von Abmachungen und Gesetzen gab es bei den Menschen keine Ge-
rechtigkeit noch Ungerechtigkeit, noch auch einen Wesensbegriff des 
allgemeinen Guten oder Schlechten, ebensowenig wie bei den Tieren"67. 
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Kurz: „civic philosophy is demonstrable because we make the Com-
monwealth ourselves"68. 

Daß Hobbes dann angesichts der Irrtumsanfälligkeit des Menschen, 
auch der „fähigsten, aufmerksamsten und geübtesten"69, dennoch die 
Entscheidung über wahr und falsch, über gut und schlecht, gerecht und 
ungerecht an den Souverän überträgt, ist kein Widerspruch zu seiner 
Auffassung, daß allein das operative, aus der eigenen Beherrschung der 
Ursachen folgende Wissen zuverlässig sei und mithin die epistemologi-
sche Grundlage der sozialen Ordnung bilden müsse. Zwar gilt nach sei-
nem berühmten Dictum, daß „authoritas, non veritas, facit legem"70; 
aber das macht eine Erkenntnistheorie keineswegs entbehrlich, da ja die 
Anerkennung des Souveräns ihrerseits ein Produkt vernünftiger Er-
kenntnis ist. Und es ist Hobbes' zentrales Anliegen, die Anerkennung 
des Souveräns als zwingende Wahrheit zu begründen. 

Bemerkenswert ist daher seine Kritik an einer anderen, der seinen dia-
metral entgegengesetzten Strategie, die Stabilität der politischen Ord-
nung auch unter der unhintergehbaren Voraussetzung zu gewährleisten, 
daß der Mensch keine von Natur gegebene Einsicht in die Gerechtigkeit 
der Ordnung besitzt, sie ihm vielmehr mit vernünftigen Gründen einsich-
tig gemacht werden muß. Diese Strategie beruhte auf Francis Bacons 
Konzept einer empirischen und experimentellen Wissenschaft, das zum 
wissenschaftstheoretischen Programm der 1662 gegründeten Royal So-
ciety wurde71. Die grundlegende Prämisse dieser neuen Wissenschafts-
konzeption war die Unterscheidung zwischen Tatsachen auf der einen 
und Meinungen, Hypothesen, Schlußfolgerungen auf der anderen Seite. 
Im Gegensatz zu der überkommenen aristotelischen Wissenschaftstheo-
rie nahmen nun Bacon und seine Erben, die Mitglieder der Royal So-
ciety, nicht an, daß sicheres und abgeschlossenes Wissen in strikter Anti-
these der Sphäre des bloßen Meinens gegenübergestellt werden könne 
und daß Tatsachenwissen den Status unbezweifelbarer Gewißheit 
habe72. Vielmehr verabschiedeten sie überhaupt die Möglichkeit siche-
ren Wissens und unterstellten statt dessen ein Kontinuum von unter-
schiedlichen Graden wahrscheinichen Wissens, unter dem allerdings das 
durch Beobachtung und Experiment gewonnene Wissen über Tatsachen 
— hinter dem absoluten und unfehlbaren Wissen, das nur Gott haben 
konnte, und den logisch-mathematischen, letztlich aber tautologischen 
Beweisführungen — die höchste Stellung einnahm. An die Stelle des ari-
stotelischen Wahrheitsbegriffs trat das mindere, aber vom Menschen er-
füllbare Wahrheitspostulat der empirischen Beweisbarkeit. Durch die 
Konzentration ihrer wissenschaftlichen Bemühungen auf empirisches 
Tatsachenwissen konnte nach Auffassung der Mitglieder der Royal So-
ciety fruchtloser philosophischer und religiöser Streit weitgehend ver- 
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mieden und eine unangreifbare Grundlage für Behauptungen gefunden 
werden, die nur durch Erfahrung und Experiment widerlegt werden 
konnten. 

Freilich enthielt die empirische Begründung von Wissen Vorausset-
zungen, die nicht selbst einen empirischen und damit einen streng be-
weisbaren Charakter hatten. Denn Beobachtung und Experiment konn-
ten nur in dem Maße zuverlässiges Wissen produzieren, in dem die Zeu-
gen ihrerseits verläßlich waren. Unbestritten konnte die säkulare oder 
theologische Autorität eines Menschen kein Kriterium für die Zuverläs-
sigkeit seiner Aussagen sein; aber selbst dann, wenn man sich ausschließ-
lich auf die unvoreingenommene unmittelbare sinnliche Wahrnehmung 
eines Beobachters stützte, gab es immer noch die Unzuverlässigkeit der 
menschlichen Sinne, ganz abgesehen davon, daß sich die Wissenschaftler 
häufig genug auf die Berichte von Zeugen verlassen mußten, deren Ver-
trauenswürdigkeit damit zu einem entscheidenden Element wissen-
schaftlicher Aussagen wurde. Diese innere Schwäche empirischer Tatsa-
chenforschung griff Hobbes an, als er sich mit Robert Boyle in den Streit 
über die Grundlagen sicheren Wissens verwickelte. Der heute nicht 
mehr sehr interessante Ausgangspunkt der Kontroverse war die Frage, 
ob man mit Anspruch auf wissenschaftliche Wahrheit die Existenz eines 
Vakuums behaupten kann — eben dies tat Boyle unter Berufung auf seine 
Experimente mit einer von ihm konstruierten Luftpumpe, die eine ver-
besserte Version der von Guericke entwickelten war73, während Hobbes 
dies leidenschaftlich leugnete. 

In dieser Auseinandersetzung äußerten sich unüberbrückbare episte-
mologische und letztlich politisch-theoretische Gegensätze, die sich bis 
zur Feindschaft steigerten. „Those Fellows of Gresham", schreibt Hob-
bes mit Bezug auf die Mitglieder der Royal Society, ,,... dispute with me 
about physics. They display new machines, to show their vacuum and trif-
ling wonders, in the way that they behave who deal in exotic animals, 
which are not to be seen without payment. All of them are my enemies". 
Ohne nähere Erläuterung des Zusammenhangs fährt er fort: „One part 
of the clergy compelled me to flee from England to France; and another 
part of the clergy compelled me to flee back from France to England"74. 
Hobbes zog eine direkte Verbindung zwischen dem — scheinbar rein wis-
senschaftlichen — Streit über die Existenz unkörperlicher Phänomene 
und dem inneren Frieden, weil er davon überzeugt war, daß eine Plurali-
sierung des Weltverständnisses unweigerlich auch zu einer Pluralisierung 
der Auffassungen über die individuellen Gehorsamspflichten gegenüber 
dem Souverän, zum Dissens und schließlich zum Bürgerkrieg führen 
müsse. Nun waren ja die „Experimentalisten" der Royal Society ihrer-
seits durchaus auch nicht an der Austragung philosophischer Streitfragen 
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interessiert; im Gegenteil, sie meinten, gerade durch den disziplinieren-
den Zwang der im Labor herrschenden strengen Regeln des Beweises 
alle Auseinandersetzungen auf Fragen der Beweisbarkeit von Tatsachen 
reduzieren zu können. Dieses experimentelle Programm schloß mithin 
den Dissens keineswegs aus, aber er ermöglichte eine zivilisierte und to-
lerante Form des Umgangs mit ihm. Das Laboratorium und die wissen-
schaftliche Gemeinschaft konstituierten einen politikfreien Raum des 
sozialen Austauschs, der institutionell von der übrigen gesellschaftlichen 
Sphäre und ihren destruktiven religiösen und weltanschaulichen Streitig-
keiten getrennt war und in dem sich die Teilnehmer wegen der in ihm 
herrschenden Disziplin und Zivilisiertheit ein höheres Maß an Dissens 
leisten konnten75. „Managed dissent within the moral community of ex-
perimentalists was safe. Uncontrollable divisiveness and civil war fol-
lowed from any other course"76. 

Der bloß wahrscheinliche Charakter des experimentell erworbenen 
Wissens, überhaupt der in diesem Konzept enthaltene Probabilismus 
war für Hobbes nicht nur ein epistemologisches, sondern in erster Linie 
ein politisches Argument gegen den Status des Experiments als Erkennt-
nisquelle. Den entscheidenden Einwand bildeten dabei nicht einmal die 
dem wissenschaftlichen Experiment als solchem inhärenten Fehlerquel-
len — die Unzuverlässigkeit der wissenschaftlichen Apparate und die der 
sinnlichen Wahrnehmung der Zeugen —, sondern die mit ihm untrennbar 
verbundene soziale Praxis. Der Ort, an dem experimentelles Wissen er-
zeugt wurde — das Laboratorium —, war z. B. keineswegs öffentlich (mit 
der Folge einer unmittelbaren öffentlichen Evidenz der dort bewiesenen 
Tatsachen), denn nicht jedermann hatte Zutritt, sondern nur „hervorra-
gende und gelehrte Männer"; und auch sie können irren77. Wissenschaft-
liches Wissen beruhte in diesem Konzept auf den Maßstäben und damit 
letztlich auf der Autorität des engen Zirkels derjenigen, die die Experi-
mente durchführten, nach selbstgesetzten Regeln eine Behauptung als 
bewiesen ansahen und damit keine andere Autorität als die ihrer eigenen 
Vernunft anerkannten. „Die Sicherheit [scil. des Wissens — U. K. P.] er-
gibt sich aber weder aus der Vernunft des einzelnen noch aus der irgend-
einer Anzahl von Menschen" — der Streit über die Wahrheit kann nur von 
einer über den Streitenden stehenden Autorität entschieden werden. 
Wenn Leute „die rechte Vernunft zum Richter fordern, jedoch nichts an-
deres wollen, als daß die Dinge nach keines anderen Vernunft als ihrer 
eigenen entschieden werden sollten, so ist das für die menschliche Ge-
sellschaft ... unerträglich ... "78. Den Einwand, daß der Souverän man-
gels ausreichender Gelehrsamkeit gar nicht in der Lage sei, den Streit zu 
entscheiden, nimmt Hobbes selbst vorweg; dieser Einwand würde „ge-
gen ... alle Menschen gelten; denn alle Menschen können irren"79. Zwar 
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geht es Hobbes um die wissenschaftliche Wahrheit, aber mehr noch um 
die soziale Verläßlichkeit des Wissens und der Wissensproduktion. Er-
fahrung und Experiment sind genuin soziale Formen der Wissenspro-
duktion, die allein schon durch ihre Abhängigkeit von Verständigung, 
Konsens und Kommunikation den Keim des Dissenses in sich tragen. In-
sofern ist für Hobbes die Einsamkeit des Geometrikers nicht nur episte-
mologisch, sondern auch sozial der ideale Zustand für unbestreitbares 
Wissen. 

V. Wahrscheinliches und zuverlässiges Wissen 

Für uns Heutige ist das nicht sehr überzeugend. Durch die Institutionali-
sierung eines freien Wissenschaftsprozesses, d. h. durch die Konstitution 
eines geschützten sozialen Raumes für wissenschaftliches Forschen, ist es 
dem liberalen Verfassungsstaat gelungen, die Unabgeschlossenheit un-
serer Erkenntnis, ihre Irrtums- und Fehleranfälligkeit und damit die epi-
stemologische Ungewißheit vor ihrem Umschlagen in soziale Ordnungs-
unsicherheit zu bewahren. Er benötigt keine Autorität, die als Garant 
der Zuverlässigkeit des Wissens fungiert. Immerhin aber macht uns die 
Hobbes'sche Kritik an den methodischen Implikationen einer experi-
mentellen Erfahrungswissenschaft darauf aufmerksam, daß es unter be-
stimmten Bedingungen geboten ist, zwischen dem epistemologischen 
Status des Wissens als ungewiß und seiner sozialen Eigenschaft als unzu-
verlässig zu unterscheiden. Das Bacon'sche Programm, Wissen nur als 
falsifizierbares und daher stets nur als wahrscheinliches zu begreifen, 
enthielt ja insofern ein Paradox, als gerade das Eingeständnis, daß es ab-
solut sicheres Wissen nicht geben könne, zur Grundlage seiner Verläß-
lichkeit für die Gesellschaft werden konnte. Das wissenschaftlich ratio-
nalisierte Experiment und die strengen methodischen Regeln der Aus-
wertung von Erfahrung schufen einen sozialen Raum der „epistemologi-
schen Disziplin", die einerseits die übrigen gesellschaftlichen Lebensbe-
reiche von der Wissenschaft isolierte, sie aber zugleich auch vor den Feh-
lern und Irrtümern des wissenschaftlichen Forschungsprozesses 
schützte. Wissen war zwar nur wahrscheinlich, aber es war im Hinblick 
auf seine praktische Verwendbarkeit erprobt, und dadurch konnte die 
Gesellschaft ihm vertrauen. 

Oben habe ich auf einige Anzeichen dafür aufmerksam gemacht, daß 
die Wahrscheinlichkeit des Wissens heute nicht mehr durchgängig mit 
dem Vertrauen in seine Zuverlässigkeit Hand in Hand geht. Die episte-
mologische Disziplin der Wissenschaft — hier spreche ich von den auf 
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technische Realisation gerichteten Natur- und Ingenieurwissenschaften 
— garantiert zwar weiterhin methodische Strenge und Wissensfortschritt 
durch das Prinzip der Falsifizierung, aber sie erzeugt nicht in gleichem 
Maße das soziale Vertrauen in ihre Zuverlässigkeit. Das spricht dafür, 
daß sich die soziale Praxis der Wissenschaft geändert hat. Für diese An-
nahme sprechen zwei, eng miteinander zusammenhängende Entwicklun-
gen, die als solche allenthalben bekannt sind und von niemandem ernst-
haft bestritten werden, deren Konsequenzen dagegen noch im Dunkeln 
liegen. Es handelt sich zum einen um den Prozeß der Verwissenschaftli-
chung unserer Alltagspraxis80, zum anderen um die Erosion der Schran-
ken zwischen der — durch das Labor symbolisierten— Sphäre der Wissens-
erprobung und der Gesellschaft, die sich erprobten Wissens bedient81. Mit 
dem Stichwort der Verwissenschaftlichung unserer Alltagspraxis soll die 
Aufmerksamkeit auf die im Vergleich zur Vergangenheit beispiellos ge-
steigerte Abhängigkeit eines jeden Individuums nicht so sehr von seinem 
individuellen Wissen als vielmehr von dem gesamtgesellschaftlichen 
Stand der technisch umgesetzten Wissenschaft gelenkt werden: Die Ope-
rationsweise bedeutender gesellschaftlicher Funktionsbereiche — Ener-
gieerzeugung, chemische, Arznei- und Lebensmittelproduktion, Korn-
munikations- und Transportsysteme, medizinische Behandlung — beruht 
auf komplexen Wissenssystemen, deren Versagen zu individuellen und 
kollektiven Schäden bislang ungekannten Ausmaßes führen kann und in 
einzelnen Fällen (z. B. Contergan, Bhopal, Seveso, Sandoz-Basel, 
Tschernobyl) bereits geführt hat. Dieser „wissensbasierten Infrastruktur" 
(Willke) der fortgeschrittenen Gesellschaften fehlt bislang ein komple-
mentäres Instrumentarium der Steuerung und Kontrolle, durch das ver-
hindert wird, daß die — niemals gänzlich aufhebbare — Ungewißheit des 
Wissens sich nicht in gesellschaftliche Unsicherheit verwandelt. 

Dieses Ziel ist um so schwieriger zu erreichen, als die von den Experi-
mentalisten der Royal Society konzipierten und seitdem auch rechtlich-
institutionell gesicherten Schranken zwischen der Disziplin des Labors 
und den Unberechenbarkeiten der gesellschaftlichen Lebenspraxis in 
vielen Bereichen zusammengebrochen sind, weil für technische Realisa-
tionen erzeugtes Wissen zunehmend nur noch in der sozialen Praxis 
selbst erprobt werden kann. Die „Gesellschaft als Labor" (Krohn/ 
Weyer) befindet sich in einem Dilemma. Sie kann die „epistemologische 
Disziplin" des klassischen Labors nicht auf die Gesellschaft insgesamt 
verpflanzen, ohne grundlegende verfassungsstaatliche Freiheiten abzu-
schaffenz. Experimentiert sie aber in und mit der Gesellschaft, so ver-
liert sie den Kredit, Garant der Zuverlässigkeit des in der Gesellschaft 
angewandten Wissens zu sein, da sie sie ganz unmittelbar mit den Risiken 
der Erprobung des Wissens — d. h. ihren Fehlern und Irrtümern — bela- 
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stet83. Hobbes' Sorge, daß epistemologische Ungewißheit in soziale Un-
sicherheit und, daraus resultierend, politische Instabilität umschlagen 
könnte, hat dadurch unter gänzlich veränderten historischen Bedingun-
gen wieder an Aktualität gewonnen. Weder sein epistemologisches Pro-
gramm noch seine politische Antwort sind heute für uns brauchbar. Aber 
es hat den Anschein, daß auch der moderne Verfassungsstaat noch die 
Antwort auf die Herausforderung einer neuartigen Wissensabhängigkeit 
der Gesellschaft finden muß. 
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